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Dienstag, den 23. Februar 2010

HmbGVBI. Nr. 8

Verordnung

zur Anderung der Verordnung

iiber den Bebauungsplan Bramfeld 36
Vom 12. Februar 2010

Auf Grund von §10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 2415), zuletzt gedndert am
24. Dezember 2008 (BGBI. I S. 3018, 3081), in Verbindung mit
§3 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fas-
sung vom 30. November 1999 (HmbGVBI. S. 271), zuletzt
gedndert am 14. Juli 2009 (HmbGVBIL. S. 306), und §1
der Weiteriibertragungsverordnung-Bau vom 8. August 2006
(HmbGVBL. S. 481), zuletzt geindert am 2. Dezember 2008
(HmbGVBL. S. 408), wird verordnet:

§1

Die Verordnung iiber den Bebauungsplan Bramfeld 36 vom

7. Mai 1968 (HmbGVBI. S. 108) wird wie folgt gedndert:

1.

Die beigefiigte »Anlage zur Verordnung zur Anderung der
Verordnung iiber den Bebauungsplan Bramfeld 36“ wird
der Verordnung hinzugefiigt.

Im Einzigen Paragraphen wird folgender Absatz 3 angefiigt:

»(3) Im Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe unzulés-
sig, mit Ausnahme von Versandhandelsbetrieben und mit
Versandhandelsbetrieben betrieblich und rdumlich verbun-
denen Verkaufsstellen. Ausnahmsweise zulissig sind Ein-
zelhandel in Verbindung mit Handwerksbetrieben und ver-
arbeitendem Gewerbe sowie Betriebe, die mit Kraftfahrzeu-
gen, Booten, Mobeln, Teppichen und gleichermaflen
flichenbeanspruchenden Artikeln einschlieflich Zubehor
oder mit Baustoffen, Werkzeugen, Gartengeriten oder sons-
tigem Bau- und Gartenbedarf handeln, diese Artikel aus-
stellen oder lagern.Mafigebend ist die Baunutzungsverord-
nung in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. I S. 133),
zuletzt gedndert am 22. April 1993 (BGBI. I S. 466, 479).“

§2

Die Begriindung der Anderung des Bebauungsplans wird

beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht fiir jedermann nie-
dergelegt.

§3

Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1.

Die Begriindung der Plandnderung kann auch beim o6rtlich
zustindigen Bezirksamt wihrend der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusitzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, konnen sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-

neten Vermogensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschidigungsberechtigter Entschiadigung verlangen. Er
kann die Filligkeit des Anspruchs dadurch herbeifithren,
dass er die Leistung der Entschadigung schriftlich bei dem
Entschidigungspflichtigen beantragt. Ein Entschadigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermogensnachteile eingetreten sind, die
Filligkeit des Anspruchs herbeigefithrt wird.

Unbeachtlich sind

a) eine nach §214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Beriicksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
iber das Verhiltnis des Bebauungsplans und des
Flachennutzungsplans und

¢) nach §214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mingel des Abwéigungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dem Inkrafttreten
der Anderung des Bebauungsplans schriftlich gegeniiber
dem ortlich zustdndigen Bezirksamt unter Darlegung des
die Verletzung begriindenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind.

Hamburg, den 12. Februar 2010.
Das Bezirksamt Wandsbek
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	Änderungen

